
Verfassung

• Artikel 42
Private oder staatsbürgerliche Rechte und Pflichten werden 

durch die Religionsausübung weder bedingt noch beschränkt.
Die Ausübung privater oder staatsbürgerlicher Rechte oder die 

Zulassung zum öffentlichen Dienst sind unabhängig von dem 
religiösen Bekenntnis.

Niemand ist verpflichtet, seine religiöse Überzeugung zu offen­
baren. Die Verwaltungsorgane haben nur insoweit das Recht, 
nach der Zugehörigkeit zu einer Religionsgemeinschaft zu fragen, 
als davon Rechte oder Pflichten abhängen oder eine gesetzlich an­
geordnete statistische Erhebung dies erfordert.

Niemand darf zu einer kirchlichen Handlung oder Feierlichkeit 
oder zur Teilnahme an religiösen Übungen oder zur Benutzung 
einer religiösen Eidesformel gezwungen werden.

Artikel 43
Es besteht keine Staatskirche. Die Freiheit der Vereinigung zu 

Religionsgemeinschaften wird gewährleistet.
Jede Religionsgemeinschaft ordnet und verwaltet ihre Ange­

legenheiten selbständig nach Maßgabe der für alle geltenden 
Gesetze.

Die Religionsgemeinschaften bleiben Körperschaften des öf­
fentlichen Rechtes, soweit sie es bisher waren. Andere Religions­
gemeinschaften erhalten auf ihren Antrag gleiche Rechte, wenn 
sie durch ihre Verfassung und die Zahl ihrer Mitglieder die Ge­
währ der Dauer bieten. Schließen sich mehrere derartige öffent­
lich-rechtliche Religionsgemeinschaften zu einem Verbände zu­
sammen, so ist auch dieser Verband eine öffentlich-rechtliche 
Körperschaft.

Die öffentlich-rechtlichen Religionsgemeinschaften sind berech­
tigt, von ihren Mitgliedern Steuern auf Grund der staatlichen 
Steuerlisten nach Maßgabe der allgemeinen Bestimmungen zu 
erheben.

Den Religionsgemeinschaften werden Vereinigungen gleich­
gestellt, die sich die gemeinschaftliche Pflege einer Weltanschau­
ung zur Aufgabe machen.

Artikel 44
Das Recht der Kirche auf Erteilung von Religionsunterricht 

in den Räumen der Schule ist gewährleistet. Der Religionsunter­
richt wird von den durch die Kirche ausgewählten Kräften erteilt.
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